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Vorwort zur 5. Auflage

Das Unterrichtungsverfahren für das Bewachungsgewerbe wurde mit der 
Neufassung des „Bewachungsrechts“ eingeführt, das 1996 in Kraft trat. Mit 
den zwischenzeitlich mehrmals geänderten Vorschriften hat der Gesetzge-
ber dazu beigetragen, den Zugang für eine berufliche Tätigkeit zum Schutz 
von Menschen und Sachwerten eindeutiger zu regeln. So ist u. a. seit 2016 
für alle, die ein Bewachungsgewerbe eröffnen wollen, die Sachkundeprü-
fung zwingend vorgeschrieben. Zugleich sollten die Novellierungen des 
„Bewachungsrechts“ helfen, rechtswidrigen Entwicklungen, insbesondere 
missbräuchlichen Interpretationen geltender Vorschriften durch „schwarze 
Schafe“, entgegenzuwirken. Große Neuerungen brachte die EU-Daten-
schutzgrundverordnung (DS-GVO) für das Datenschutzrecht ab dem 25. 
Mai 2018 mit sich. Die für das Sicherheitsgewerbe relevanten Änderungen 
sind in dieser Neuauflage berücksichtigt. Weiterhin eingearbeitet sind die 
aktuellen Rechtsänderungen, die sich insbesondere im Bereich des Gewer-
berechts (Änderung der Gewerbeordnung zum 01. Januar 2019 sowie Neu-
fassung der Bewachungsverordnung zum 01. Juni 2019) ergeben haben.

Auf Basis der oben genannten Rechtsvorschriften führen Industrie- und 
Handelskammern seit nunmehr über 25 Jahren Unterrichtungsverfahren für 
jene durch, die in der Sicherheitswirtschaft tätig werden wollen.

Die Broschüre soll helfen, vorbereitende Schritte auf dem Weg in das Be-
wachungsgewerbe zu unterstützen. Aus dieser Absicht heraus sind die we-
sentlichen Inhalte des Rahmenstoffplanes „Unterrichtung für das Bewa-
chungsgewerbe“ erfasst worden. Dabei wurden auch jene Themenkreise 
berücksichtigt, die im Herbst 2019 von der DIHK neu in die „Stoffsamm-
lung für die Unterrichtung“ sowie in den „Rahmenplan für die Sachkunde-
prüfung“ aufgenommen worden sind. Somit wird auf alle Themen einge-
gangen, die der Gesetz- und Verordnungsgeber vorsieht.

Die Autoren waren auch bei der Neuauflage um eine übersichtliche und 
verständliche Darlegung des Stoffes bemüht. Die aktuelle, lesefreundliche 
Gestaltung sowie eine übersichtliche Gliederung mit Zwischenüberschrif-
ten sollen hierzu beitragen. Im Interesse einer möglichst kurzen und ein-
prägsamen Wiedergabe wurde auf ausschweifende Erläuterungen verzich-
tet. Beispiele, die das Verständnis einzelner Sachverhalte fördern, und Zu-
sammenfassungen, die den Lernerfolg sichern helfen, wurden weitgehend 
in eine Kurzform gebracht. Dadurch gelang es, die vielfältige Themenpalet-
te im Interesse des Lesers auf das vorliegende Maß zu komprimieren. Bei-
behalten wurde der farbig gestaltete Anhang, der die wichtigsten Ge- und 
Verbotszeichen für Sicherheitsmitarbeiter enthält.
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 Vowort

Aufgrund des breiten inhaltlichen Spektrums ist der Nutzwert des Buches 
nach Absolvieren des Unterrichtungsverfahrens keinesfalls erschöpft. Das 
Werk kann durchaus als Kompendium für viele Fragen der Bewachungstä-
tigkeit verstanden werden. An Stellen im Buch, wo geschlechtsneutrale 
Formulierungen aus Gründen der Lesbarkeit unterbleiben, sind stets sämt-
liche Geschlechtsidentitäten angesprochen.

Im Sommer 2023 Die Verfasser
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1   Recht der öffentlichen Sicherheit und Ordnung

Vorbemerkung

In diesem Kapitel geht es zunächst um die Abgrenzung zwischen öffentlichem 
und privatem Recht. Anschließend wird das Verhältnis und die Abgrenzung von 
den Aufgaben, Befugnissen und Wirkungsbereichen öffentlicher und privater In-
stitutionen erläutert. Schließlich werden die Grundrechte und die Verfassungs-
prinzipien aus dem Grundgesetz dargestellt.

1.1   Was ist Recht?

Unter Recht versteht man die „Gesamtheit aller Rechtssätze“, das heißt alle 
rechtlichen Normierungen in einem Staat. Im Folgenden geht es ausschließ-
lich um rechtliche Regelungen in Deutschland. Darunter fallen:

 ▄ Gesetze wie z. B. das Grundgesetz (GG), das Bürgerliche Gesetzbuch 
(BGB), das Strafgesetzbuch (StGB), die Gewerbeordnung (GewO) etc.,

 ▄ Verordnungen wie z. B. die Bewachungsverordnung (BewachV),
 ▄ Satzungen, z. B. von Gemeinden oder Landratsämtern,
 ▄ Rechtsprechung (Urteile von Gerichten),
 ▄ Gewohnheitsrecht (findet z. B. beim Schichtwechsel im Wachdienst 

eine Übergabe statt, erhält diese Zeit meist nur einer der beiden Mitarbei-
ter bezahlt).

Keine der Vorschriften darf gegen eine höherwertige Vorschrift verstoßen. 
So ist ein Gesetz, das nicht mit dem Grundgesetz vereinbar ist, nichtig. Ein-
fache Gesetze sind höherwertiger als Verordnungen, diese wiederum sind 
höherwertiger als Satzungen.

1.2   Rechtsarten

Es gibt zwei verschiedene Rechtsarten:
 ▄ Öffentliches Recht (ÖR)

und
 ▄ Privates Recht (PR), auch Zivilrecht oder Bürgerliches Recht genannt.
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Öffentliches Recht und Privates Recht können wie folgt unterschieden wer-
den:

Im ÖR geht es um ein Rechtsverhältnis zwischen Staat und Bürger (z. B. im 
Strafrecht, Steuerrecht, Gewerberecht oder Waffenrecht). So wird zum Bei-
spiel im Strafrecht der Täter (Bürger), wenn er eine Straftat begangen hat, 
vom Richter (vertritt den Staat) verurteilt.

Hinweis

Unter Staat versteht man ein „Gebilde“, das sich aus Staatsvolk (wir), Staatsland 
(Bundesgebiet) und einer Staatsmacht (Regierung) zusammensetzt.

Im PR geht es um ein Rechtsverhältnis zwischen Bürger und Bürger, wobei 
„Bürger“ z. B. auch eine private Firma sein kann (z. B. im Arbeitsrecht, 
Kaufrecht, Mietrecht, Familienrecht oder bei Schadensersatzforderungen 
zwischen Privatpersonen/-unternehmen).

Achtung

Auch der Staat kann ausnahmsweise im PR „wie ein Bürger“ auftreten, z. B. 
wenn ein Mitarbeiter einer Gemeinde Büroeinrichtung für das Rathaus kauft.

Die Unterscheidung ist deswegen wichtig, da es Fälle gibt, in denen beide 
Rechtsgebiete betroffen sind.

Beispiel

Wird ein Sicherheitsmitarbeiter von einem Täter verletzt, so muss sich der Täter 
vor dem Strafgericht verantworten und wird wegen Körperverletzung (§  223 
StGB) verurteilt (Strafrecht/ÖR). Unabhängig davon kann der Sicherheitsmit-
arbeiter vor dem Zivilgericht vom Täter Schadensersatz und Schmerzensgeld ein-
klagen (BGB/PR).

Wichtig

Das sichere Unterscheiden beider Rechtsarten ist für die Sicherheitsmitarbeiter 
unerlässlich!

1.3   Unterscheidung zwischen Öffentlichem und Privatem Recht

Im ÖR besteht ein Über-/Unterordnungsverhältnis zugunsten des Staates, 
das heißt, der Staat gibt die Regeln vor, an die sich der Bürger zu halten hat, 
außer diese Regeln verstoßen gegen das Grundgesetz. So regelt der Staat 
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beispielsweise, unter welchen Voraussetzungen ein Bürger ein Bewa-
chungsgewerbe eröffnen darf (Genehmigung der zuständigen Behörde ge-
mäß GewO). Erfüllt der Bürger die Voraussetzungen, die der Staat vorgibt, 
nicht, so erhält er auch keine Genehmigung.

Im Gegensatz dazu sind im PR beide Seiten gleichberechtigt. Verhandeln 
zum Beispiel der Arbeitgeber und ein neu einzustellender Mitarbeiter (bei-
des Bürger) über die Konditionen des Arbeitsvertrages, so kann keiner den 
anderen zu etwas zwingen, da beide gleichberechtigt sind. Nur wenn beide 
sich einigen, kommt der Vertrag zustande. Selbst dann kann keiner den 
anderen zu etwas zwingen, da beide (im gesetzlichen Rahmen) ein Kündi-
gungsrecht haben.

1.4   Handlungsweise öffentlicher und privater Institutionen

Wenn der Staat im Rahmen des ÖR gegenüber einem Bürger tätig wird, so 
geschieht das durch die zuständigen (Sicherheits-)Behörden bzw. deren 
Beamte (z. B. wenn ein Polizist den Ausweis eines Verdächtigen kontrol-
liert). Bei dieser Amtshandlung wird der Polizist nicht als private Person, 
sondern in seiner Funktion als Beamter hoheitlich (obrigkeitlich) tätig. Dies 
bedeutet, dass der Beamte spezielle Aufgaben und Befugnisse vom Staat 
übertragen bekommen hat und somit über mehr Rechte verfügt als eine pri-
vate Person.

Gewaltmonopol

Da es aber in einem Rechtsstaat ausgeschlossen sein muss, dass jeder, der 
ein Recht gegen einen anderen zu haben glaubt, dieses Recht selbst durch-
setzt (Faustrecht), hat der Staat das Gewaltmonopol.

Damit ist gemeint, dass grundsätzlich nur der Staat Gewalt anwenden darf. 
Will ein Bürger seine Rechte durchsetzen, so muss er sich grundsätzlich an 
den Staat wenden (wenn z. B. ein Arbeitgeber keinen Lohn ausbezahlt, darf 
ihn der betroffene Arbeitnehmer nicht mit Gewalt dazu zwingen, sondern 
muss sich an den Staat wenden, im Beispielsfall an das zuständige Arbeits-
gericht).

Wichtig

Ausnahmen vom Gewaltmonopol bilden die sogenannten Jedermannsrechte. So 
darf sich u. a. im Rahmen der Notwehr jeder mit erforderlichen und gebotenen 
Mitteln, also gegebenenfalls sogar mit „körperlicher Gewalt“ selbst gegen einen 
rechtswidrigen Angriff verteidigen, ohne sich erst an den Staat wenden zu müssen.
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Wenn ein Bürger nach PR einem anderen Bürger gegenüber tätig wird, z. B. 
aufgrund der Jedermannsrechte (A verteidigt sich gegen B in Notwehr), so 
wird er nicht hoheitlich tätig, sondern ist dem anderen Bürger gegenüber 
gleichberechtigt, sodass keiner mehr Rechte hat als der andere, also grund-
sätzlich auch nicht ein Sicherheitsmitarbeiter im Dienst (Ausnahme: das 
privatrechtlich übertragene Hausrecht)!

Zuständigkeitsbereiche

Da die Polizei in Deutschland grundsätzlich Sache der einzelnen Bundes-
länder ist, wird sie als ein ausführendes Organ des Staates aufgrund der 
Polizeigesetze der einzelnen Länder tätig. Zuständig ist sie grundsätzlich 
nur im öffentlichen Bereich, es sei denn im Privatbereich ist etwas passiert, 
was die öffentliche Sicherheit betrifft, z. B. eine Straftat.

Private Sicherheitsdienstleister dagegen werden aufgrund der Jedermanns-
rechte tätig (z. B. Notwehr, Notstände, Selbsthilfe etc.) und sind grundsätz-
lich nur in nichtöffentlichen Hausrechtsbereichen zuständig (privater Be-
reich).

Daraus ergibt sich, dass sich Rechte, Pflichten und Einsatzbereiche öffentli-
cher und privater Institutionen grundsätzlich nicht überschneiden.

Hinweis

Details zu den Jedermannsrechten sowie Besitz- und Besitzdienerrechten sind in 
den nachfolgenden Kapiteln zum „Bürgerlichen Gesetzbuch“ und „Straf- und 
Strafverfahrensrecht“ dargestellt.

1.5   Grundgesetz

1.5.1   Grundrechte

Der eigentliche Sinn der Grundrechte ist der Schutz des einzelnen Bürgers 
vor dem Staat. Zu starke Eingriffe in die Rechte des Bürgers (beispielsweise 
grundlose Hausdurchsuchungen durch die Polizei) sollen dadurch vermie-
den werden.

Die Grundrechte haben jedoch auch im Umgang der Bürger untereinander 
eine große Bedeutung (sogenannte Drittwirkung). So dürfen auch die Mit-
arbeiter eines Sicherheitsunternehmens die Grundrechte anderer Personen 
nicht widerrechtlich verletzen. Im Einzelnen sind Kenntnisse über folgende 
Artikel des Grundgesetzes notwendig:
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› Art. 1 GG: Menschenwürde

Die Menschenwürde ist unantastbar. Verstöße gegen die Menschenwürde 
sind u. a.:

 ▄ öffentliche Bloßstellung (z. B. bei einer vorläufigen Festnahme),
 ▄ Diskriminierung (wegen Herkunft, Hautfarbe, Religion o. Ä.),
 ▄ körperliche Kontrolle durch Andersgeschlechtliche (eine Sicherheits-

mitarbeiterin tastet männlichen Besucher ab).

Die Menschenwürde hat jeder Mensch von Geburt an, sie muss nicht erst 
übertragen werden.

› Art. 2 GG: Dieser enthält mehrere Grundrechte wie
 ▄ das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit (sog. „Allgemeine 

Handlungsfreiheit“; jeder darf tun und lassen, was er will, solange er 
nicht gegen Gesetze oder Rechte anderer verstößt);

 ▄ das Recht auf Leben (keine Todesstrafe, Tötung eines Menschen ist strafbar);
 ▄ das Recht auf körperliche Unversehrtheit (Körperverletzung strafbar);
 ▄ das Recht auf Freiheit der Person (Freiheitsberaubung grundsätzlich 

strafbar).

› Art. 3 GG: Gleichheitsgrundsatz

Alle Menschen sind gleich (und sind gleich zu behandeln).

› Art. 5 GG: Meinungs- und Pressefreiheit

Jeder darf seine Meinung äußern, wie er will, solange er damit nicht gegen 
Gesetze (z. B. § 185 StGB, Beleidigung) oder Rechte anderer verstößt.

› Art. 10 GG: Brief-, Post-, Fernmeldegeheimnis

Briefe, Poststücke, Telefongespräche, Telefaxe, E-Mails etc. anderer dürfen 
grundsätzlich weder vom Staat noch von Privaten gelesen, abgehört o. Ä. 
werden.

› Art. 12 GG: Berufsfreiheit

Jeder kann den Beruf wählen, den er möchte, doch kann der Staat Zugangs-
voraussetzungen festlegen, z. B. die Sachkundeprüfung für Ladendetektive.
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› Art. 13 GG: Unverletzlichkeit der Wohnung

Dieses Recht gewährleistet, dass der berechtigte Besitzer grundsätzlich frei 
bestimmen kann, wer seinen privaten Bereich betreten darf und wer nicht 
= Hausrecht.

› Art. 14 GG: Eigentum wird gewährleistet, aber verpflichtet!

Jeder darf Eigentum haben, aber es darf von dem Eigentum keine Gefahr für 
andere ausgehen, z. B. dürfen Passanten nicht von einem einsturzgefährde-
ten Haus bedroht sein.

› Art. 19 GG: Einschränkung von Grundrechten

Grundrechte dürfen nur auf der Grundlage eines Gesetzes eingeschränkt 
werden.

› Art. 104 GG: Zulässigkeit und Ausgestaltung der Freiheitsentziehung

Dieser Artikel bietet Schutz vor unberechtigtem Freiheitsentzug, so muss 
z. B. ein von der Polizei festgenommener Täter spätestens am nächsten Tag 
dem Haftrichter vorgeführt werden, der über die weitere Haft entscheidet.

Merke

Das Grundgesetz kann nur eingeschränkt werden, wenn eine gesetzliche, ver-
fassungsmäßige Vorschrift dies erlaubt und die Einschränkung allgemeingültig ist.

1.5.2   Verfassungsprinzipien

In Art. 20 GG sind die Verfassungsprinzipien Deutschlands verankert. Dies 
sind im Einzelnen:

 ▄ Demokratie (alle Macht geht vom Volk aus, Volksvertreter werden ge-
wählt),

 ▄ Sozialstaat (die Lebensbedingungen der Bürger sollen nicht zu weit aus-
einandergehen, daher gibt es z. B. Sozialhilfe oder Kindergeld),

 ▄ Rechtsstaat (Rechtsgrundlagen wie: „Keine Strafe ohne Gesetz“),
 ▄ Republik (kein Staatsoberhaupt aufgrund Geburt oder auf Lebenszeit),
 ▄ Bundesstaat/Föderalismus (d. h., es gibt zwei „Einheiten“, nämlich den 

Bund und 16 Bundesländer mit unterschiedlichen Kompetenzen – Bei-
spiel: Polizei ist grundsätzlich Ländersache; Ausnahmen u. a. Bundes-
kriminalamt, Bundespolizei).
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In Art. 20 GG ist auch festgelegt, dass in Deutschland das Prinzip der Ge-
waltenteilung gilt. Es gibt drei Gewalten:

 ▄ Judikative (richterliche Gewalt = Gerichte),
 ▄ Legislative (gesetzgebende Gewalt = Bundestag/Bundesrat),
 ▄ Exekutive (ausführende Gewalt = Polizei/Sicherheitsbehörden).

Der Sinn dieser Dreiteilung ist, dass sich die Gewalten gegenseitig kontrol-
lieren und somit ein wirksamer Schutz vor Missbrauch gewährleistet wird. 
Will beispielsweise ein Staatsanwalt (= Exekutive) für einen Straftäter einen 
Haftbefehl beantragen, so muss erst ein Richter (= Judikative) überprüfen, 
ob die gesetzlichen Vorgaben (= Legislative) eingehalten wurden.

1.6   Public Private Partnership

Der Begriff Public Private Partnership (PPP) bezeichnet die Zusammen-
arbeit zwischen öffentlichen und privaten Stellen. Hintergrund ist die 
Unterstützung staatlicher Stellen z. B. durch private Sicherheitsdienstleis-
ter (beispielsweise im Rahmen von Großveranstaltungen, Sicherung öffent-
licher Verkehrsmittel, Bestreifung öffentlicher oder öffentlich zugänglicher 
Bereiche wie Ladenpassagen).

Aber auch dann ist das Gewaltmonopol des Staates zu beachten, was bedeu-
tet, dass den Privaten grundsätzlich „nur“ die Jedermannsrechte zustehen.

Ausnahmsweise können Mitarbeiter privater Sicherheitsdienste nach Ab-
sprache mit den Sicherheitsbehörden jedoch eingeschränkt hoheitliche 
Rechte ausüben. Anwendungsbereiche sind hier z. B. die Überwachung des 
ruhenden Verkehrs, die Kontrolle der Zufahrt von Parkplätzen im öffentli-
chen Bereich bei Veranstaltungen oder die unter 6.9 im Zusammenhang mit 
verbotenen Gegenständen oder Betäubungsmitteln genannten Vorgehens-
weisen.

Zusammenfassung

Das in Deutschland geltende Recht setzt sich aus Gesetzen, Verordnungen, Sat-
zungen, Rechtsprechung und Gewohnheitsrecht zusammen.

Das Recht wird aufgeteilt in Öffentliches Recht (Staat – Bürger) und Privates 
Recht (Bürger – Bürger).

Staatliche Stellen handeln hoheitlich, private Stellen gleichberechtigt.

Der Staat hat das Gewaltmonopol, die Bürger (auch die Sicherheitsmitarbeiter) 
haben die Jedermannsrechte inne. ▷
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Zusammenfassung (Fortsetzung)

Die Polizei handelt hoheitlich und ist grundsätzlich nur im öffentlichen Bereich 
zuständig. Private Sicherheitsmitarbeiter handeln nach den Jedermannsrechten 
und sind grundsätzlich nur in privaten Hausrechtsbereichen tätig.

Das Grundgesetz schützt den Bürger vor Maßnahmen des Staates, aber auch die 
Bürger untereinander.

Unter einer „Public Private Partnership“ versteht man eine Zusammenarbeit 
zwischen öffentlichen und privaten Stellen (z. B. zwischen Polizei, Ordnungsamt 
und einem privaten Sicherheitsunternehmen bei einer Veranstaltung).


